
Der Vertreter des Kollektivs soll zur allseitigen Auf­
klärung der Straftat, ihrer Ursachen und Bedingungen 
und der Persönlichkeit des Täters beitragen (§ 53 Abs. 1 
StPO). Er soll die in der kollektiven Beratung vorge­
nommene Einschätzung des Täters, insbesondere seine 
Arbeitsmoral und seine Arbeitsleistungen, darlegen und 
aufzeigen, welche Möglichkeiten zur Erziehung und 
Selbsterziehung des Täters vorhanden sind und welche 
Maßnahmen dazu eingeleitet werden müssen. Ferner 
soll der Kollektivvertreter erläutern, von welchen Fak­
ten und Umständen das Kollektiv in seiner Beratung 
und Meinungsbildung ausgegangen ist (§ 36 StPO).
In den letzten Quartalen wirkten in der DDR durch­
schnittlich in 76 bis 78 % aller Strafverfahren Vertre­
ter von Kollektiven mit. Dabei darf allerdings nicht 
übersehen werden, daß die Entwicklung dieser Mitwir­
kungsart in den einzelnen Bezirken und Kreisen recht 
unterschiedlich ist. Die Bezirksgerichte sollten die Ur­
sachen dieser unterschiedlichen Entwicklung in den 
einzelnen Kreisen analysieren und die besten Erfah­
rungen verallgemeinern.
Die Mitwirkung der Kollektivvertreter am Strafverfah­
ren wird jetzt in der Regel differenzierter gestaltet als 
in der Vergangenheit. Bei Tätern, die sehr oft die Ar­
beitsstelle wechseln und wiederholt straffällig gewor­
den sind, wird in der Regel kein Vertreter des Arbeits­
kollektivs einbezogen. Das ist richtig, weil das Arbeits­
kollektiv den Täter wegen seiner kurzen Tätigkeit nicht 
einschätzen kann. Richtigerweise wird auch auf die Be­
ratung solcher Einzelheiten verzichtet, deren Bekannt­
werden in der Öffentlichkeit nicht im Interesse der Ge­
sellschaft liegt oder aus Rücksicht auf die am Verfah­
ren beteiligten Personen nicht geboten erscheint (z. B. 
bei bestimmten Sexualdelikten).
Dagegen ist in verschiedenen Verfahren unter dem Ge­
sichtspunkt der angeblichen Differenzierung bereits im 
Ermittlungsverfahren von der Mitwirkung des Kollek­
tivs ungerechtfertigt abgesehen worden. Die Gerichte 
haben diesen Mangel teilweise nicht kritisiert und ent- 
.weder gar nichts unternommen oder sich lediglich 
schriftlich an den Betrieb mit der Bitte gewandt, einen 
Vertreter zur Hauptverhandlung zu entsenden2. Dieser 
„Betriebsvertreter“ gehört zumeist nicht dem Kollektiv 
des Täters an und kann der ihm übertragenen Aufgabe 
nicht nachkommen. Er kann nicht an der allseitigen und 
unvoreingenommenen Aufklärung der Straftat, ihrer 
Ursachen und Bedingungen und der Persönlichkeit des 
Angeklagten zur Feststellung der strafrechtlichen Ver­
antwortlichkeit mitwirken und ist zumeist auch nicht 
in der Lage, zur weiteren Erziehung des Angeklagten 
und zur Mobilisierung der Bevölkerung zur Verhütung 
weiterer Straftaten beizutragen. In diesen Fällen wird 
das Gericht seiner sich aus § 4 Abs. 3 StPO ergebenden 
Verpflichtung, die unmittelbare Mitwirkung der Bür­
ger am Strafverfahren zu gewährleisten, nicht gerecht. 
Ein weiterer Mängel besteht darin, daß Erklärungen 
häufig nur über die Person des Täters, insbesondere 
über seine'Disziplin und Leistung in der Arbeit, abge­
geben werden, während die Faktoren, die für die Straf­
tat maßgebend waren, überhaupt nicht oder nur am 
Rande erörtert werden. Manche Gerichte versuchen, 
in der Hauptverhandlung die Ursachen und begünsti­
genden Bedingungen der Tat sowie die Möglichkeiten 
zu deren Überwindung vom Kollektivvertreter zu er­
fragen, obwohl dieser auf solche Probleme gar nicht 
vorbereitet ist. Die Ausführungen des Kollektivvertre­
ters können dann nur dessen persönliche Meinung und 
nicht die erforderliche Auffassung des Kollektivs ent­
halten. Damit die Kollektivvertreter aber ihre Aufga-

2 Vgl. „Erfahrungen aus der unmittelbaren Mitwirkung gesell­
schaftlicher Kräfte im gerichtlichen Verfahren (Aus dem Be­
richt des Präsidiums an das Plenum des Bezirksgerichts Gera 
vom 26. Oktober 1967)“, NJ 1968 S. 21 fl.

ben richtig wahrnehmen können und den Umfang ih­
rer Rechte kennen, bedürfen sie der Unterstützung 
durch Gericht, Staatsanwalt und Untersuchungsorgan 
(§ 53 Abs. 3 StPO).
Die dargelegten Mängel sollten schnellstens durch kol­
lektive Beratung der Rechtspflegeorgane in den Krei­
sen und Bezirken überwunden werden, um in allen 
Stadien des Verfahrens die sinnvolle und differenzierte 
Mitwirkung der Kollektivvertreter zu gewährleisten. 
Hat das Untersuchungsorgan entgegen seiner Verpflich­
tung aus § 102 StPO im Ermittlungsverfahren unge­
rechtfertigt die Mitwirkung der gesellschaftlichen 
Kräfte nicht gewährleistet und ist dadurch das Ermitt­
lungsergebnis unvollständig, so hat das Gericht die Sa­
che gemäß § 190 Abs. 1 Ziff. 2 StPO zu weiteren Ermitt­
lungen an den Staatsanwalt zurückzugeben. Eine Rück­
gabe der Sache ist jedoch unzulässig, wenn
— sich das Kollektiv in seiner Beratung noch nicht für 

eine bestimmte Mitwirkungsform oder für eine be­
stimmte Person als Kollektivvertreter entschieden 
hatte;

— der Täter nach der Erhebung der Anklage die Ar­
beitsstelle wechselte und die Teilnahme eines Ver­
treters des neuen Kollektivs erforderlich ist;

— der Angeklagte die Tat bestreitet und das Kollektiv 
deshalb nur seine Persönlichkeit beurteilen kann;

— das Gericht neben der Mitwirkung eines Vertreters 
des Kollektivs noch eine andere Teilnahmeform 
oder die Übernahme einer Bürgschaft für notwendig 
hält;

— bei neuen, dem Kollektiv bisher nicht bekannten 
Umständen eine andere als die bereits gewählte Art 
der Mitwirkung erforderlich ist.

Es ist Aufgabe des Gerichts, das Kollektiv zu unter­
stützen, ihm die Rechte und Pflichten bei der Mitwir­
kung im Strafverfahren zu erläutern, die neuen Um­
stände zu unterbreiten und ggf. eine Überprüfung der 
kollektiven Entscheidung anzuregen.
Der Vertreter des Kollektivs ist gemäß § 37 Abs. 2 StPO 
in der Hauptverhandlung vor seiner Vernehmung auf 
seine Pflicht hinzuweisen, die im Kollektiv vorgenom­
mene Einschätzung zum Verhalten und zur Person des 
Angeklagten wahrheitsgemäß wiederzugeben. Soweit 
der Kollektivvertreter das Ergebnis der Beratung des 
Kollektivs vorträgt, tritt niemals eine strafrechtliche 
Verantwortlichkeit wegen vorsätzlich falscher Aussage 
(§ 230 StGB) ein. Soll derselbe Bürger jedoch über per­
sönliche Wahrnehmungen zur Person des Täters oder 
zu dessen Straftat gehört werden, so geht seine Pflicht 
zur Zeugenaussage seiner Mitwirkung als Kollektivver­
treter vor. Insoweit ist er auch wie ein Zeuge zu beleh­
ren und kann bei einer vorsätzlich falschen Aussage ge­
mäß § 230 StGB strafrechtlich zur Verantwortung ge­
zogen werden.
Der Vertreter des Kollektivs ist verpflichtet, zur 
Hauptverhandlung zu erscheinen; er kann jedoch nicht 
dazu gezwungen werden, denn die in § 31 StPO ange­
drohten Folgen des Ausbleibens eines Zeugen finden 
gemäß § 37 Abs. 3 StPO keine Anwendung. Die Verneh­
mung des Vertreters in der Hauptverhandlung ist aus­
drücklich vorgeschrieben (§ 227 StPO). Erscheint er aber 
nicht zur Hauptverhandlung, so hat das Gericht in der 
Regel einen neuen Termin anzuberaumen, es sei denn, 
die objektive Wahrheit kann auf andere Weise festge­
stellt werden. So kann z. B. der Angeklagte auf Vorhalt 
die im Protokoll über die Beratung im Kollektiv (§ 102 
Abs. 3 StPO) enthaltenen Feststellungen bestätigen, oder 
es können Zeugen zum Verhalten des Angeklagten und 
zu seiner persönlichen Entwicklung vernommen wer­
den, deren Aussagen mit der Beratung im Kollektiv 
übereinstimmen. Eine Verlesung des Protokolls über
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